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BUNDESGESETZBLATT
FÜR DIE REPUBLIK ÖSTERREICH

Jahrgang 1978 Ausgegeben am 31. Jänner 1978 16. Stück

6 1 . Verordnung: Neufestlegung der Prüfungsgebühren für einige konzessionierte Gewerbe
62. Verordnung: Höhe der Monatsraten der Remuneration für Lehraufträge an Hochschulen
63. Verordnung: Bewilligungspflicht entgeltlicher Rechtsgeschäfte in der Aus- oder Einfuhr, deren

Wert 2000 S nicht übersteigt
64. Kundmachung: Bezeichnung, Siegel und Emblem der Europäischen Organisation für Kernfor-

schung (CERN)
6 5 . Kundmachung: Feststellung des Verfassungsgerichtshofes, daß § 2 Abs. 7 lit. b des vorläufigen

Organisationsstatutes der Arbeitermittelschule gesetzwidrig war
66. Kundmachung: Aufhebung einiger Worte im Punkt 1 der Anmerkungen zu Tarifpost 3 des

Gerichts- und Justizverwaltungsgebührengesetzes 1962 durch den Verfassungs-
gerichtshof

6 1 . Verordnung des Bundesministers für
Handel, Gewerbe und Industrie vom 12. Jän-
ner 1978, mit der die Prüfungsgebühren für
einige konzessionierte Gewerbe neu festge-

legt werden

Auf Grund des § 351 Abs. 5 der Gewerbe-
ordnung 1973, BGBl. Nr. 50/1974, wird ver-
ordnet:

ARTIKEL I

Konzessionierte Gewerbe der Baumeister (§ 157
GewO 1973), der Zimmermeister (§ 158
GewO 1973), der Steinmetzmeister (§ 159
GewO 1973) und der Brunnenmeister (§ 160

GewO 1973)

Die §§ 21 bis 28 der Verordnung der Mini-
sterien des Innern, des Handels und für Kultus
und Unterricht vom 27. Dezember 1893, RGBl.
Nr. 195, im Betreff des Prüfungs- und Zeug-
niswesens für Bewerber um die Konzession zu
einem Baugewerbe, ferner im Betreff der bei
Vereinigung mehrerer Baugewerbe in einer
Person zu gewährenden Erleichterungen, in der
Fassung der Verordnungen BGBl. Nr. 228/1952
und BGBl. Nr. 134/1967 und des § 375 Abs. 1
Z. 5 GewO 1973, die gemäß § 375 Abs. 1
GewO 1973 außer Kraft treten, werden durch
folgende Bestimmungen ersetzt:

§ 1. (1) Der Prüfungswerber hat nach Maß-
gabe der Bestimmungen der §§ 2 bis 9 eine
Prüfungsgebühr zu entrichten.

(2) Ein Zehntel der Prüfungsgebühr ist zur
Abdeckung des durch die Abhaltung der Kon-
zessionsprüfung entstandenen sonstigen beson-
deren Verwaltungsaufwandes zu verwenden.

(3) Die verbleibenden neun Zehntel der
Prüfungsgebühr sind — unbeschadet der Rege-
lungen des § 5 Abs. 2 und des § 6 zweiter
Satz — vom Landeshauptmann auf die Mit-
glieder der Prüfungskommission zu gleichen
Teilen aufzuteilen.

§ 2. (1) Die Prüfungsgebühr für die Ablegung
der Prüfung für Bewerber um eine Konzession
für das Baumeistergewerbe beträgt 33 v. H. des
Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage.

(2) Wird die Prüfung ohne die Teilprüfung
nach § 1 Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 lit. a der Ver-
ordnung RGBl. Nr. 195/1893 in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 228/1952 und BGBl.
Nr. 134/1967 und des § 375 Abs. 1 GewO 1973
abgelegt, so beträgt die Prüfungsgebühr 22 v. H.
des Gehaltes eines Bundesbediensteteten der
Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer
allfälligen Teuerungszulage.

(3) Wird die Prüfung ohne die Teilprüfung
nach § 1 Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a
der Verordnung RGBl. Nr. 195/1893 in der
Fassung der Verordnungen BGBl Nr. 228/1952
und BGBl. Nr. 134/1967 und des § 375 Abs. 1
GewO 1973 abgelegt, so beträgt die Prüfungs-
gebühr 11 v. H. des Gehaltes eines Bundesbe-
diensteten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2 ein-
schließlich einer allfälligen Teuerungszulage.

(4) Für eine Teilprüfung nach § 1 Abs. 1 Z. 2
und Z. 3 lit. a der Verordnung RGBl. Nr. 195/
1893 in der Fassung der Verordnungen BGBl.
Nr. 228/1952 und BGBl. Nr. 134/1967 und des
§ 375 Abs. 1 GewO 1973 beträgt die Prüfungs-
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gebühr 11 v. H., für die spätere Teilprüfung aus
den übrigen Gegenständen 22 v. H. des Gehaltes
eines Bundesbediensteten der Dienstklasse V,
Gehaltsstufe 2 einschließlich einer allfälligen
Teuerungszulage.

§ 3. (1) Die Prüfungsgebühr für die Ablegung
der Prüfung für die Bewerber um eine Konzes-
sion für das Steinmetzmeister- oder Zimmer-
meistergewerbe beträgt 24 v. H. des Gehaltes
eines Bundesbediensteten der Dienstklasse V, Ge-
haltsstufe 2 einschließlich einer allfälligen Teue-
rungszulage.

(2) Wird die Prüfung ohne die Teilprüfung
nach § 3 Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 lit. a oder § 4
Abs. 1 Z. 2 und Z. 3 lit. a der Verordnung
RGBl. Nr. 195/1893 in der Fassung der Verord-
nungen BGBl. Nr. 228/1952 und BGBl. Nr. 134/
1967 und des § 375 Abs. 1 GewO 1973 abge-
legt, so beträgt die Prüfungsgebühr 16 v. H.
des Gehaltes eines Bundesbediensteten der
Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer
allfälligen Teuerungszulage.

(3) Wird die Prüfung ohne die Teilprüfung
nach § 3 Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a oder
§ 4 Abs. 1 Z. 1, Z. 2 und Z. 3 lit. a der Ver-
ordnung RGBl. Nr. 195/1893 in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 228/1952 und BGBl.
Nr. 134/1967 und des § 375 Abs. 1 GewO 1973
abgelegt, so beträgt die Prüfungsgebühr 8 v. H.
des Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage.

§ 4. Die Prüfungsgebühr für die Ablegung der
Prüfung für Bewerber um eine Konzession für
das Brunnenmeistergewerbe beträgt 16 v. H.
des Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage.

§ 5. (1) Wird gleichzeitig mit der Prüfung
für Bewerber um eine Baumeisterberechtigung
auch die Prüfung für Bewerber um eine Stein-
metzmeister-, Zimmermeister- oder Brunnen-
meisterberechtigung (§ 30 Z. 1 der Verordnung
RGBl. Nr. 195/1893 in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 228/1952 und BGBl.
Nr. 134/1967 und des § 375 Abs. 1 GewO 1973)
abgelegt, so erhöht sich für jedes der zusätz-
lich angestrebten Gewerbe die Prüfungsgebühr
gegenüber den im § 2 Abs. 1 und § 3 Abs. 1
genannten Beträgen um je 8 v. H., gegenüber
den im § 2 Abs. 2 und § 3 Abs. 2 genannten
Beträgen um je 6 v. H. und gegenüber den im
§ 2 Abs. 3 und § 3 Abs. 3 genannten Beträgen
um je 3 v. H. des Gehaltes eines Bundesbedien-
steten der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2 ein-
schließlich einer allfälligen Teuerungszulage.

(2) Neun Zehntel des Betrages, um den die
Prüfungsgebühren nach Abs. 1 erhöht werden,
kommen dem Gewerbetreibenden zu, um den
die Prüfungskommission verstärkt werden mußte;
mußte die Prüfungskommission um mehrere Ge-
werbetreibende verstärkt werden, so kommen
ihnen die neun Zehntel des Betrages, um den
die Prüfungsgebühren nach Abs. 1 erhöht wer-
den, zu gleichen Teilen zu. Das verbleibende
Zehntel des Betrages, um den die Prüfungs-
gebühren nach Abs. 1 erhöht werden, ist ge-
mäß § 1 Abs. 2 zu verwenden.

§ 6. Wird gleichzeitig mit der Prüfung für
Bewerber um eine Zimmermeisterberechtigung
auch die Prüfung für Bewerber um die Brun-
nenmeisterberechtigung (§ 30 Z. 2 der Verord-
nung RGBl. Nr. 195/1893 in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 228/1952 und BGBl.
Nr. 134/1967 und des § 375 Abs. 1 GewO 1973)
abgelegt, so erhöht sich die Prüfungsgebühr
gegenüber den im § 3 Abs. 1 bis 3 genannten
Beträgen um je 6 v. H. des Gehaltes eines Bun-
desbediensteten der Dienstklasse V, Gehalts-
stufe 2 einschließlich einer allfälligen Teuerungs-
zulage. Neun Zehntel dieses Betrages kommen
dem Brunnenmeister zu, um den die Prüfungs-
kommission verstärkt werden mußte; das ver-
bleibende Zehntel dieses Betrages ist gemäß § 1
Abs. 2 zu verwenden.

§ 7. (1) Wird eine Prüfung wegen Abbruchs,
Nichtbestehens des nicht mündlichen Teiles der
Prüfung oder wegen entsprechender Nichtbe-
tätigung im betreffenden Baugewerbe (§ 16
Abs. 3, § 19 Abs. 1 und § 20 der Verordnung
RGBl. Nr. 195/1893 in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 228/1952 und BGBl.
Nr. 134/1967 und des § 375 Abs. 1 GewO 1973)
neuerlich abgelegt, so sind Prüfungsgebühren nach
den vorstehenden Bestimmungen zu entrichten.

(2) Im Falle der Wiederholung des mündlichen
Teiles der Prüfung (§ 19 Abs. 2 der Verord-
nung RGBl. Nr. 195/1893 in der Fassung der
Verordnungen BGBl. Nr. 228/1952 und BGBl.
Nr. 134/1967 und des § 375 Abs. 1 GewO 1973)
beträgt die Prüfungsgebühr bei Baumeister-
prüfungen 11 v. H., bei Steinmetzmeister- und
Zimmermeisterprüfungen 8 v. H. und bei Brun-
nenmeisterprüfungen 6 v. H. des Gehaltes eines
Bundesbediensteten der Dienstklasse V, Gehalts-
stufe 2 einschließlich einer allfälligen Teuerungs-
zulage.

§ 8. Die sich gemäß den vorstehenden Para-
graphen ergebenden Prüfungsgebühren sind auf
jeweils durch fünfzig teilbare Schillingbeträge
aufzurunden.

§ 9. Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich
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aus den vorstehenden Paragraphen ergebenden
Höhe wegen seiner Einkommensverhältnisse oder
Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaftliche
Härte darstellt, ist die Prüfungsgebühr ent-
sprechend den Einkommensverhältnissen und
Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf zwei
Fünftel der sich aus den vorstehenden Para-
graphen ergebenden jeweiligen Prüfungsgebühr
zu ermäßigen.

ARTIKEL II

Konzessioniertes Gewerbe der Gas- und Wasser-
leitungsinstallation (§ 163 GewO 1973)

Der § 6 Abs. 3 der Verordnung des Bundes-
ministers für Handel und Verkehr vom
7. April 1931, BGBl. Nr. 111, über den Befä-
higungsnachweis für das konzessionierte Gewerbe
der Ausführung von Gasrohrleitungen, Beleuch-
tungseinrichtungen und Wassereinleitungen, in
der Fassung der Verordnung BGBl. Nr. 228/1952
und BGBl. Nr. 73/1956 und des § 375 Abs. 1
Z. 26 GewO 1973, der gemäß § 375 Abs. 1
GewO 1973 außer Kraft tritt, wird durch fol-
gende Bestimmungen ersetzt:

§ 1. Die Bewerber haben zugleich mit dem
Ansuchen um Zulassung eine Prüfungsgebühr von
10 v. H. des Gehaltes eines Bundesbediensteten
der Dienstklasse V, Gehaltsstufe 2 einschließ-
lich einer allfälligen Teuerungszulage zu ent-
richten. Auf neun Zehntel der Prüfungsgebühr
haben die Mitglieder der Prüfungskommission
zu gleichen Teilen Anspruch; das verbleibende
Zehntel ist zur Abdeckung des durch die Ab-
haltung der Konzessionsprüfung entstandenen
sonstigen Verwaltungsaufwandes zu verwenden.
Bewerbern, die zur Prüfung nicht zugelassen
werden, wird der Betrag zurückerstattet.

§ 2. Die sich gemäß dem § 1 ergebende Prü-
fungsgebühr ist auf einen durch fünfzig teilba-
ren Schillingbetrag aufzurunden.

§ 3. Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich
aus den vorstehenden Paragraphen ergebenden
Höhe wegen seiner Einkommensverhältnisse oder
Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaftliche
Härte darstellt, ist die Prüfungsgebühr ent-
sprechend den Einkommensverhältnissen und
Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf zwei
Fünftel der sich aus den vorstehenden Para-
graphen ergebenden Prüfungsgebühr zu ermäßi-
gen.

ARTIKEL III

Konzessioniertes Gewerbe der Elektroinstallation
der Unterstufe (§ 167 GewO 1973)

Der Art. I § 43 der Befähigungsnachweisver-
ordnung 1965, BGBl. Nr. 231, in der Fassung des

§ 375 Abs. 1 Z. 59 GewO 1973, der gemäß § 375
Abs. 1 GewO 1973 außer Kraft tritt, wird durch
folgende Bestimmungen ersetzt:

§ 1. Der Prüfungswerber hat 12 v. H. des
Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage als Prüfungsgebühr zu
entrichten. Prüfungswerber, bei denen die münd-
liche Prüfung nach § 37 Abs. 4 lit. b der Be-
fähigungsnachweisverordnung 1965, BGBl.
Nr. 231, in der Fassung des § 375 Abs. 1 Z. 59
GewO 1973 entfällt, haben 9 v. H. des Gehal-
tes eines Bundesbediensteten der Dienstklasse V,
Gehaltsstufe 2 einschließlich einer allfälligen
Teuerungszulage als Prüfungsgebühr zu entrich-
ten. Auf neun Zehntel der Prüfungsgebühr
haben die Mitglieder der Prüfungskommission
zu gleichen Teilen Anspruch; das verbleibende
Zehntel ist zur Abdeckung des durch die Ab-
haltung der Konzessionsprüfung entstandenen
sonstigen Verwaltungsaufwandes zu verwenden.

§ 2. Die sich gemäß dem § 1 ergebenden
Prüfungsgebühren sind auf durch fünfzig teil-
bare Schillingbeträge aufzurunden.

§ 3. Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich
aus den vorstehenden Paragraphen ergebenden
Höhe wegen seiner Einkommensverhältnisse oder
Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaftliche
Härte darstellt, ist die Prüfungsgebühr ent-
sprechend den Einkommensverhältnissen und
Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf zwei
Fünftel der sich aus den vorstehenden Para-
graphen ergebenden jeweiligen Prüfungsgebühr
zu ermäßigen.

ARTIKEL IV

Konzessioniertes Gewerbe der Errichtung von
Blitzschutzanlagen (§ 169 GewO 1973)

Der Art. I § 57 der Befähigungsnachweisver-
ordnung 1965, BGBl. Nr. 231, in der Fassung
des § 375 Abs. 1 Z.59 GewO 1973, der gemäß
§ 375 Abs. 1 außer Kraft tritt, wird durch
folgende Bestimmungen ersetzt:

§ 1. Der Prüfungswerber hat 9 v. H. des Ge-
haltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage als Prüfungsgebühr zu
entrichten. Prüfungswerber, bei denen die münd-
liche Prüfung nach § 51 Abs. 3 lit. b der Befä-
higungsnachweisverordnung 1965, BGBl. Nr. 231,
in der Fassung des § 375 Abs. 1 Z. 59 GewO 1973
entfällt, haben 7 v. H. des Gehaltes eines Bun-
desbediensteten der Dienstklasse V, Gehalts-
stufe 2 einschließlich einer allfälligen Teuerungs-
zulage als Prüfungsgebühr zu entrichten. Auf
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neun Zehntel der Prüfungsgebühr haben die
Mitglieder der Prüfungskommission zu gleichen
Teilen Anspruch; das verbleibende Zehntel ist
zur Abdeckung des durch die Abhaltung der
Konzessionsprüfung entstandenen sonstigen Ver-
waltungsaufwandes zu verwenden.

§ 2. Die sich gemäß dem § 1 ergebenden
Prüfungsgebühren sind auf durch fünfzig teil-
bare Schillingbeträge aufzurunden.

§ 3. Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich
aus den vorstehenden Paragraphen ergebenden
Höhe wegen seiner Einkommemsverhältnisse oder
Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaftliche
Härte darstellt, ist die Prüfungsgebühr ent-
sprechend den Einkommensverhältnissen und
Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf zwei
Fünftel der sich aus den vorstehenden Para-
graphen ergebenden jeweiligen Prüfungsgebühr
zu ermäßigen.

ARTIKEL V

Konzessioniertes Fremdenführergewerbe (§ 214
GewO 1973)

Der Art. I § 24 der Befähigungsnachweisver-
ordnung 1965, BGBl. Nr. 231, in der Fassung
des § 375 Abs. 1 Z. 59 GewO 1973, der gemäß
§ 375 Abs. 1 GewO 1973 außer Kraft tritt,
wird durch folgende Bestimmungen ersetzt:

§ 1. Der Prüfungswerber hat 8 v. H. des Ge-
haltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage als Prüfungsgebühr zu
entrichten. Auf neun Zehntel der Prüfungsge-
bühr haben die Mitglieder der Prüfungskom-
mission zu gleichen Teilen Anspruch; das ver-
bleibende Zehntel ist zur Abdeckung des durch
die Abhaltung der Konzessionsprüfung entstande-
nen sonstigen Verwaltungsaufwandes zu verwen-
den.

§ 2. Die sich gemäß dem § 1 ergebende
Prüfungsgebühr ist auf einen durch fünfzig teil-
baren Schillingbetrag aufzurunden.

§ 3. Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der
sich aus den vorstehenden Paragraphen erge-
benden Höhe wegen seiner Einkommensverhält-
nisse oder Sorgepflichten eine erhebliche wirt-
schaftliche Härte darstellt, ist die Prüfungsge-
bühr entsprechend den Einkommensverhältnissen
und Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf
zwei Fünftel der sich aus den vorstehenden Pa-
ragraphen ergebenden Prüfungsgebühr zu er-
mäßigen.

ARTIKEL VI

Konzessioniertes Gewerbe der Schädlingsbe-
kämpfung ohne Verwendung hochgiftiger Gase

(§ 243 Abs. 1 Z. 2 GewO 1973)

Der § 8 der Verordnung des Bundesministe-
riums für Handel, Gewerbe und Industrie über
den Befähigungsnachweis für das Gewerbe der
Schädlingsvertilgung mit anderen als hochgifti-
gen Gasen gemäß § 15 Abs. 1 Z. 21 der Ge-
werbeordnung, BGBl. Nr. 312/1966, in der Fas-
sung des § 375 Abs. 1 Z. 62 GewO 1973, der
gemäß § 375 Abs. 1 GewO 1973 außer Kraft
tritt, wird durch folgende Bestimmungen er-
setzt:

§ 1. Der Prüfungswerber hat 10 v. H. des
Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage als Prüfungsgebühr zu
entrichten. Prüfungswerber, bei denen die Prü-
fung nach § 3 Abs. 2 lit. b der Verordnung
BGBl. Nr. 312/1966 in der Fassung des § 375
Abs. 1 Z. 62 GewO 1973 entfällt, haben 8 v. H.
des Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage als Prüfungsgebühr
zu entrichten. Auf neun Zehntel der Prüfungs-
gebühr haben die Mitglieder der Prüfungskom-
mission zu gleichen Teilen Anspruch; das ver-
bleibende Zehntel ist zur Abdeckung des durch
die Abhaltung der Konzessionsprüfung entstan-
denen sonstigen Verwaltungsaufwandes zu ver-
wenden.

§ 2. Die sich gemäß dem § 1 ergebenden
Prüfungsgebühren sind auf durch fünfzig teil-
bare Schillingbeträge aufzurunden.

§ 3. Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich
aus den vorstehenden Paragraphen ergebenden
Höhe wegen seiner Einkommensverhältnisse oder
Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaftliche
Härte darstellt, ist die Prüfungsgebühr ent-
sprechend den Einkommensverhältnissen und
Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf zwei
Fünftel der sich aus den vorstehenden Para-
graphen ergebenden jeweiligen Prüfungsgebühr
zu ermäßigen.

ARTIKEL VII

Konzessioniertes Gewerbe der Immobilienmakler
(§ 259 GewO 1973) und der Immobilienverwal-

tung (§ 263 GewO 1973)

Der Art. I § 76 der Befähigungsnachweisver-
ordnung 1965, BGBl. Nr. 231, in der Fassung
des § 375 Abs. 1 Z. 59 GewO 1973, der gemäß
§ 375 Abs. 1 GewO 1973 außer Kraft tritt,
wird durch folgende Bestimmunigen ersetzt:
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§ 1. Der Prüfungswerber hat 8 v. H. des Ge-
haltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer all-
fälligen Teuerungszulage als Prüfungsgebühr zu
entrichten. Auf neun Zehntel der Prüfungsge-
bühr haben die Mitglieder der Prüfungskom-
mission zu gleichen Teilen Anspruch; das ver-
bleibende Zehntel ist zur Abdeckung des durch
die Abhaltung der Konzessionsprüfung entstan-
denen sonstigen Verwaltungsaufwandes zu ver-
wenden.

§ 2. Die sich gemäß dem § 1 ergebende Prü-
fungsgebühr ist auf einen durch fünfzig teilbaren
Schillingbetrag aufzurunden.

§ 3. Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich
aus den vorstehenden Paragraphen ergebenden
Höhe wegen seiner Einkommensverhältnisse
oder Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaft-
liche Härte darstellt, ist die Prüfungsgebühr
entsprechend den Einkommensverhältnissen und
Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf zwei
Fünftel der sich aus den vorstehenden Paragra-
phen ergebenden Prüfungsgebühr zu ermäßigen.

ARTIKEL VIII

Konzessioniertes Gewerbe der Berufsdetektive
(§ 311 GewO 1973)

Der § 6 letzter Satz der Verordnung des Bun-
desministers für Handel und Verkehr über das
konzessionierte Gewerbe der Privatdetektive,
BGBl. Nr. 200/1937, in der Fassung der Ver-
ordnung BGBl. Nr. 106/1950 und des § 375
Abs. 1 Z. 33 GewO 1973, der gemäß § 375
Abs. 1 GewO 1973 außer Kraft tritt, wird
durch folgende Bestimmungen ersetzt:

§ 1. Zugleich mit der Einbringung des An-
suchens ist eine Prüfungsgebühr von 8 v. H.
des Gehaltes eines Bundesbediensteten der Dienst-
klasse V, Gehaltsstufe 2 einschließlich einer
allfälligen Teuerungszulage zu entrichten. Auf
neun Zehntel der Prüfungsgebühr haben die
Mitglieder der Prüfungskommission zu gleichen
Teilen Anspruch; das verbleibende Zehntel ist
zur Abdeckung des durch die Abhaltung der
Konzessionsprüfung entstandenen sonstigen Ver-
waltungsaufwandes zu verwenden.

§ 2. Die sich gemäß dem § 1 ergebende Prü-
fungsgebühr ist auf einen durch fünfzig teil-
baren Schillingbetrag aufzurunden.

§ 3. Wenn der Prüfungswerber die Prüfungs-
gebühr selbst zu tragen hat und nachweist, daß
die Entrichtung der Prüfungsgebühr in der sich
aus den vorstehenden Paragraphen ergebenden
Höhe wegen seiner Einkommensverhältnisse
oder Sorgepflichten eine erhebliche wirtschaft-

liche Härte darstellt, ist die Prüfungsgebühr ent-
sprechend den Einkommensverhältnissen und
Sorgepflichten des Prüfungswerbers bis auf zwei
Fünftel der sich aus den vorstehenden Paragra-
phen ergebenden Prüfungsgebühr zu ermäßigen.

ARTIKEL IX

Schlußbestimmung

Diese Verordnung tritt mit 1. März 1978
in Kraft.

Staribacher

62. Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 12. Jänner
1978 über die Höhe der Monatsraten der
Remuneration für Lehraufträge an Hoch-

schulen

Auf Grund der §§ 2 und 7 Abs. 2 des Bundes-
gesetzes vom 11. Juli 1974, BGBl. Nr. 463, über
die Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten
an Hochschulen wird verordnet:

§ 1. (1) Mit Wirkung vom 1. Jänner 1978 be-
tragen die Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2
des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr-
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen in Ver-
bindung mit dem Art. I Z. 18 und dem Art. IX
Abs. 1 Z. 2 der 31. Gehaltsgesetz-Novelle, BGBl.
Nr. 662/1977, für jede Semesterwochenstunde
eines Lehrauftrages

nach lit. a 1 286,30 S monatlich,
nach lit. b 957,40 S monatlich,
nach lit. c 628,20 S monatlich.

(2) Mit Wirkung vom 1. Jänner 1978 betragen
die Remunerationen gemäß § 2 Abs. 2 und Abs. 4
des Bundesgesetzes über die Abgeltung von Lehr-
und Prüfungstätigkeiten an Hochschulen in Ver-
bindung mit dem Art. I Z. 18 und dem Art. IX
Abs. 1 Z. 2 der 31. Gehaltsgesetz-Novelle, sofern
diese Remuneration der Umsatzsteuer unter-
liegen, für jede Semesterwochenstunde eines Lehr-
auftrages

nach lit. a 1363,50 S monatlich,
nach lit. b 1 014,80 S monatlich,
nach lit. c 665,90 S monatlich.

§ 2. Zu den im § 1 genannten Beträgen ge-
bühren nach § 2 Abs. 3 des Bundesgesetzes über
die Abgeltung von Lehr- und Prüfungstätigkeiten
an Hochschulen in Verbindung mit dem § 3
Abs. 3 des Gehaltsgesetzes 1956, BGBl. Nr. 54,
in der jeweils geltenden Fassung, in den Monaten
März, Juni, September und Dezember noch je
eine Sonderzahlung in der Höhe von 50 v. H.
der im § 1 genannten Beträge.
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§ 3. Die Verordnung des Bundesministers für
Wissenschaft und Forschung vom 26. Juni 1976,
BGBl. Nr. 348, tritt mit Ablauf des 31. De-
zember 1977 außer Kraft.

Firnberg

6 3 . Verordnung des Bundesministers für
Land- und Forstwirtschaft vom 13. Jänner
1978 über die Bewilligungspflicht entgelt-
licher Rechtsgeschäfte in der Aus- oder Ein-

fuhr, deren Wert 2000 S nicht übersteigt

Auf Grund des § 4 Abs. 3 des Außenhandels-
gesetzes 1968, BGBl. Nr. 314, in der Fassung der
Bundesgesetze BGBl. Nr. 469/1971, BGBl.
Nr. 401/1974, BGBl. Nr. 145/1975 und BGBl.
Nr. 315/1976 wird verordnet:

§ 1. Die Einfuhr nachstehend angeführter Wa-
ren auf Grund von entgeltlichen Rechtsgeschäften
bedarf einer Bewilligung gemäß § 3 Abs. 1 des
Außenhandelsgesetzes 1968 auch dann, wenn ihr
Wert 2000 S nicht übersteigt:

§ 2. Diese Verordnung tritt mit 1. Feber 1978
in Kraft. Gleichzeitig tritt die Verordnung des
Bundesministers für Land- und Forstwirtschaft
vom 25. November 1974, BGBl. Nr. 722, über
die Bewilligungspflicht entgeltlicher Rechts-
geschäfte in der Aus- oder Einfuhr, deren Wert
2000 S nicht übersteigt, in der Fassung der Ver-
ordnungen BGBl. Nr. 770/1974 und BGBl.
Nr. 508/1975 außer Kraft.

§ 3. Diese Verordnung tritt mit 31. Dezem-
ber 1978 außer Kraft.

Haiden

64. Kundmachung des Bundesministers
für Handel, Gewerbe und Industrie vom
20. Dezember 1977 betreffend die Bezeich-
nung, das Siegel und das Emblem der
Europäischen Organisation für Kernfor-

schung (CERN)

Auf Grund des § 4 Abs. 1 Z. 1 lit. c des
Markenschutzgesetzes 1970, BGBl. Nr. 260, in
der Fassung der Markenschutzgesetz-Novelle
1977, BGBl. Nr. 350, sowie auf Grund des § 2
Abs. 2 des Bundesgesetzes über das Bundesgesetz-
blatt 1972, BGBl. Nr. 293, wird im Einver-
nehmen mit dem Bundesminister für Auswärtige
Angelegenheiten kundgemacht, daß die in der An-
lage angeführte Bezeichnung, das Siegel und das
Emblem der Europäischen Organisation für
Kernforschung (CERN) von der Registrierung
nach dem Markenschutzgesetz ausgeschlossen
sind.

Durch diese Kundmachung verliert § 1 Z. 2
der Verordnung des Bundesministeriums für
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Handel, Gewerbe und Industrie vom 17. April
1968, BGBl. Nr. 160, mit der Zeichen der Bank
für internationalen Zahlungsausgleich und
Zeichen der Europäischen Organisation für kern-

physikalische Forschung von der Registrierung
nach dem Markenschutzgesetz ausgeschlossen
werden, die Wirksamkeit.

Staribacher

Anlage

65. Kundmachung des Bundesministers für
Unterricht und Kunst vom 11. Jänner 1978
über die Feststellung des Verfassungsgerichts-
hofes, daß § 2 Abs. 7 lit. b des vorläufigen
Organisationsstatutes der Arbeitermittel-

schule gesetzwidrig war

Gemäß Art. 139 Abs. 5 B-VG und gemäß den
§§ 60 Abs. 2 und 61 des Verfassungsgerichts-
hofgesetzes 1953, BGBl. Nr. 85, in der Fassung
des Bundesgesetzes BGBl. Nr. 311/1976 wird
kundgemacht:

Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem dem
Bundesministerium für Unterricht und Kunst am
21. Dezember 1977 zugestellten Erkenntnis vom
6. Dezember 1977, V 34/77-15, festgestellt, daß
§ 2 Abs. 7 lit. b des vorläufigen Organisations-
statutes der Arbeitermittelschule (Erlaß des Bun-
desministers für Unterricht vom 16. Dezem-
ber 1950, Zl. 13.394-IV/16/50), kundgemacht
im Verordnungsblatt für den Dienstbe-
reich des Bundesministeriums für Unterricht,
Jahrgang 1951, 1. Stück, Nr. 10, gesetzwidrig
war.

Sinowatz

66. Kundmachung des Bundeskanzlers
vom 18. Jänner 1978 über die Aufhebung
einiger Worte im Punkt 1 der Anmerkungen
zu Tarifpost 3 des Gerichts- und Justizver-
waltungsgebührengesetzes 1962 durch den

Verfassungsgerichtshof
Gemäß Art. 140 Abs. 5 B-VG und gemäß den

§§ 64 und 65 des Verfassungsgerichtshofge-
setzes 1953, BGBl. Nr. 85, in der Fassung des
Bundesgesetzes BGBl. Nr. 311/1976 wird kund-
gemacht:

(1) Der Verfassungsgerichtshof hat mit seinem
dem Bundeskanzleramt am 10. Jänner 1978 zuge-
stellten Erkenntnis vom 19. Dezember 1977,
G 41/77-8, im Punkt 1 der Anmerkungen zu
Tarifpost 3 des einen Bestandteil des Gerichts-
und Justizverwaltungsgebührengesetzes 1962,
BGBl. Nr. 289, bildenden Tarifes die Worte

1. „Teilurteil (§ 391 ZPO) oder" im ersten
Halbsatz des ersten Satzes,

2. das Wort „Teil-" und die das Wort „(Zwi-
schen)" umschließenden Klammern sowie die
Worte „Teil- oder" im dritten Satz
als verfassungswidrig aufgehoben.

(2) Die Aufhebung tritt mit Ablauf des 30. No-
vember 1978 in Kraft.

(3) Frühere gesetzliche Bestimmungen treten
nicht wieder in Kraft.

Kreisky
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